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Gesetz 

zur Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

Vom 17. Dezember 1971 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 


Artikel 1 

Das Kaffeesteuergesetz in der Fassung der Be¬ 
kanntmachung vom 23. Dezember 1968 (Bundes- 
gesetzbl. 1969 I S. 1), zuletzt geändert durch das Ge¬ 
setz zur Änderung des Kaffeesteuergesetzes und 
des Teesteuergesetzes vom 2. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 661), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Nr. 5 und 7 werden die Angabe „13,00 DM" 
jeweils durch die Angabe „10,80 DM" und 
in § 3 Nr. 6 und 8 die Angabe „13,65 DM Ji je¬ 
weils durch die Angabe „11,35 DM" ersetzt. 


2. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 und in § 4 Abs. 1 wird die An¬ 
gabe „Nr. 21.07-G" durch die Angabe „Nr.21.07-F" 
ersetzt. 

Artikel 2 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 17. Dezember 1971 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 


Der Bundes minister 
für Wirtschaft und Finanzen 
Schiller 
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Gesetz 

über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" 

Vom 17. Dezember 1971 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Teil I 

Allgemeine Vorschriften 


§ 1 

Errichtung und Sitz 

(1) Unter dem Namen „Hilfswerk für behinderte 
Kinder" wird eine rechtsfähige Stiftung des öffent¬ 
lichen Rechts errichtet. Die Stiftung gilt als mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden. 


(2) Der Sitz der Stiftung wird in der Satzung 
festgelegt. 


§ 2 


Stiftungszweck 

Zweck der Stiftung ist es, 

1. Leistungen an Behinderte zu erbringen, deren 
Fehlbildungen mit der Einnahme thalidomid- 
haltiger Präparate der Firma Chemie Grünenthal 
GmbH in Stolberg durch die Mutter während der 
Schwangerschaft in Verbindung gebracht werden 
können; 

2. Behinderten, vor allem solchen unter 21 Jahren, 
durch Förderung von Einrichtungen, Forschungs¬ 
und Erprobungsvorhaben Hilfe zu gewähren, um 
ihre Eingliederung in die Gesellschaft zu fördern. 


§ 3 

Gemeinnützigkeit, Mildtätigkeit 

Die Stiftung verfolgt unmittelbar und ausschließ¬ 
lich gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne 
der §§ 17 und 18 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925), zuletzt 
geändert durch das Gesotz zur Änderung des Ge¬ 
setzes über die Finanzverwaltung, der Reichsabga¬ 


benordnung und anderer Steuergesetze vom 23. April 
1963 (iBundesgesetzbl. I S. 197), und der Gemein¬ 
nützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1,592). 


§ 4 

Stiftungsvermögen 

(1) Die Stiftung wird mit folgendem Vermögen 
ausgestattet: 

1. 100 Millionen Deutsche Mark, die der Bund nach 
Maßgabe der im Bundeshaushalt ausgebrachten 
Mittel zur Verfügung stellt; 

2. 100 Millionen Deutsche Mark zuzüglich Zinsen, 
zu deren Zahlung sich die Firma Chemie Grünen¬ 
thal GmbH in Stolberg gegenüber den Geschädig¬ 
ten durch Vertrag vom 10. April 1970 verpflichtet 
hat, einschließlich der Erträge des bereits ge¬ 
leisteten Teilbetrages. 

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 


§ 5 

Satzung 

Die Stiftung erhält eine Satzung, die vom Stif¬ 
tungsrat (§ 6 Nr. 1, § 7) mit den Stimmen der Mehr¬ 
heit seiner Mitglieder beschlossen wird und der Ge¬ 
nehmigung der Bundesregierung bedarf. Der Stif¬ 
tungsrat kann die Satzung mit Genehmigung der 
Bundesregierung ändern. 


§ 6 

Organe der Stiftung 

Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat, 

2. der Stiftungsvorstand. 
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§ 7 

Stiftungsrat 

(1) Der Stiftuncjsrat besteht aus höchstens fünf¬ 
zehn Mitgliedern, Drei Mitglieder werden von der 
Bundesregierung benannt. Die weiteren Mitglieder 
werden von der Bundesregierung berufen, und zwar 
ein Mitglied auf Vorschlag von in § 2 Nr. 1 und 
zwei Mitglieder auf Vorschlag von sonstigen in § 2 
bezeichn eien Personen oder ihren Eltern, zwei Mit¬ 
glieder aus dem Kreis und auf Vorschlag der Ver¬ 
bände der freien Wohlfahrtspflege, zwei Mitglieder 
aus dem Kreis und auf Vorschlag der auf Bundes¬ 
ebene bedeutsamen überörtlichen Behindertenorga¬ 
nisationen, zwei Mitglieder ans dem Kreis und auf 
Vorschlag der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
und ein Mitglied aus dem Kreis und auf Vorschlag 
der örtlichen Träger der Sozialhilfe. Bis zu zwei wei¬ 
tere Mitglieder kann die Bundesregierung aus dem 
Kreis der Spender berufen. 

(2) Der Stiftungsrat wählt seinen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende wird 
aus den von der Bundesregierung benannten Mit¬ 
gliedern gewählt. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungs - 
rates und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre. 
Scheidet ein Mitglied oder Stellvertreter vorzeitig 
aus, wird für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfol¬ 
ger benannt oder berufen. Wiederholte Bestellung 
ist zulässig. 

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehren¬ 
amtlich tätig; sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
notwendigen Auslagen. 

(5) Der Stiftungsrat gibt sich eine Geschäftsord¬ 
nung. 

(6) Beschlüsse nach Absatz 2 und Absatz 5 faßt 
der Stiftungsrat mit einfacher Mehrheit; er ist be¬ 
schlußfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder an¬ 
wesend ist. Die weiteren Regelungen über erforder¬ 
liche Mehrheiten und Beschlußfähigkeit trifft die 
Satzung. 

(7) Der Stiflungsrat stellt Richtlinien für die Ver¬ 
wendung der Mittel auf, soweit die Verwendung 
nicht bereits durch dieses Gesetz festgelegt ist; diese 
Richtlinien bedürfen der Genehmigung des Bundes¬ 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

(8) Der Stiftungsrat beschließt über alle grund¬ 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der 
Stiftung gehören. Er überwacht die Tätigkeit des 
Stiftungsvorstandes. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 8 

Stiftungs Vorstand 

(1) Der Stiftungs Vorstand besteht aus dem Vor¬ 
sitzenden und höchstens zwei weiteren Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes und 
ihre Stellvertreter werden von der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Stiftungsrates bestellt. 

(3) Der Stiftungs Vorstand führt die Beschlüsse des 
Stiftungsrates aus und führt die Geschäfte der Stif¬ 


tung. Er vertritt die Stiftung gerichtlich und außer¬ 
gerichtlich. 

(4) Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 9 

Inanspruchnahme des Bundesverwaltungsamtes 

Die Stiftung kann bei der Erfüllung ihrer Auf¬ 
gaben kostenfrei die Unterstützung des Bundesver¬ 
waltungsamtes in Anspruch nehmen; Art und Um¬ 
fang der Inanspruchnahme bestimmt der Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesmirnster des Innern. 

§ 10 

Verwendung der Mittel 

(1) Die für Leistungen nach Teil II des Gesetzes 
vorgesehenen Mittel (§ 12) und deren Erträgnisse 
dürfen nur für diesen Zweck verwendet werden. 

(2) Die in § 4 Abs. 1 Nr. 1 genannten Mittel sind 
jeweils zur Hälfte für den Teil II und für den 
Teil III zu verwenden. 

§ 11 

Aufsicht, Haushalt, Rechnungsprüfung 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bun¬ 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

(2) Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn eines 
jeden Geschäftsjahres einen Haushaltsplan aufzu¬ 
stellen. Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge¬ 
sundheit. Das Nähere regelt die Satzung. 

(3) Rechnungsprüfungsbehörde ist der Bundes¬ 
rechnungshof. 

Teil II 

Leistungen wegen Contergan-Schadensfällen 
(§ 2 Nr. 1) 

§ 12 

Finanzielle Ausstattung 

Für Leistungen nach diesem Teil des Gesetzes 
sind der in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genannte Betrag sowie 
weitere 50 Millionen Deutsche Mark zuzüglich der 
hierauf entfallenden Erträgnisse zu verwenden. 

§ 13 

Leistungsberechtigte 

Leistungen wegen Fehlbildungen, die mit der Ein¬ 
nahme thalidomid-haltiger Präparate der Firma Che¬ 
mie Grünenthal GmbH in Stolberg durch die Mutter 
während der Schwangerschaft in Verbindung ge¬ 
bracht werden können, werden gewährt 

1. an die Behinderten, die bei Inkrafttreten dieses 

Gesetzes leben, und nach Maßgabe des § 14 

Abs. 5 Satz 2 an deren Erben; 
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2. an die Eltern der bei Inkrafttreten des Gesetzes 

verstorbenen Behinderten. 

§ 14 

Art und Umfang der Leistungen an Behinderte 

(1) Den in § 13 Nr. 1 genannten Personen stehen 
als Leistungen Kapitalenlschüdigung und — vorbe¬ 
haltlich des Absatzes 2 Satz 3 — lebenslängliche 
Rente zu. 

(2) Die Höhe der Kapitalentschädigung und der 
Rente richtet sich nach der Schwere des Körper¬ 
schadens und der hierdurch hervor gerufenen Kör¬ 
perfunktionsstörungen. Die Kapitalentschädigung be¬ 
trägt. mindestens 1 000 Deutsche Mark und höchstens 
25 000 Deutsche Mark, die monatliche Rente min¬ 
destens 100 Deutsche Mark und höchstens 450 
Deutsche Mark. In leichten Fällen sind die Leistun¬ 
gen auf die Kapitalentschädigung zu beschränken. 

(3) Auf Antrag ist die Rente zu kapitalisieren, 
soweit der Betrag zum Erwerb eigenen Grundbesit¬ 
zes oder eines nach § 72 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und Abs. 3 
des Gesetzes über die Versorgung der Opfer des 
Krieges (Bundesversorgungsgesetz) vom 27. Juni 
1960 (Bundesgesetzbl. T S. 453) in der jeweils gelten¬ 
den Fassung gleichgestellten Rechts des Behinderten 
zu eigenen Wohnzwecken verwendet wird. Die 
Kapitalisierung ist auf die für einen Zeitraum von 
höchstens fünfzehn Jahren zustehende Rente be¬ 
schränkt. § 73 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, § 74 Abs. 2 Satz 3 r 
5 75 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, §§ 76 und 77 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2 und Abs. 3 des Bundesversorgungs¬ 
gesetzes finden entsprechende Anwendung. Im 
übrigen kann die Rente auf Antrag teilweise kapi¬ 
talisiert werden, wenn dies im Interesse des Behin¬ 
derten liegt. 

(4) Rentenzahlungen beginnen frühestens mit dem 
Antragsmonat. Wird der Antrag innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellt, so wird die Rente vom Zeitpunkt des In¬ 
krafttretens an gewährt. 

(5) Die Ansprüche auf die in Absatz 1 genannten 
Leistungen können nicht übertragen, verpfändet 
oder gepfändet werden. Vererblich sind lediglich 
Ansprüche auf Kapitalentschädigung und auf Ren¬ 
tenleistungen, die im Zeitpunkt des Todes des Be¬ 
rechtigten bereits fällig geworden sind, und zwar 
nur dann, wenn der Berechtigte von seinem Ehe¬ 
gatten, seinen Kindern oder seinen Eltern beerbt 
wird. 

(6) Das Nähere regeln die Satzung und die Richt¬ 
linien. Die Satzung trifft insbesondere Bestimmun¬ 
gen über die Voraussetzungen und den Umfang der 
Kapitalisierung der Rente nach Absatz 3 Satz 4 
sowie über die Art der Berechnung des Kapital¬ 
betrages. Die Höhe des Kapitalbetrages ist auf der 
Grundlage der zur Verfügung stehenden Mittel 
(§ 12) zu ermitteln. In den Richtlinien ist insbeson¬ 
dere zu regeln, nach welchen Maßstäben auf der 
Grundlage der zur Verfügung stehenden Mittel Lei¬ 
stungen nach diesem Teil des Gesetzes zu bemessen 
sind; diese Richtlinien erläßt der Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit. 


§ 15 

Art und Umfang der Leistungen 
an Eltern verstorbener Behinderter 

Den in § 13 Nr. 2 genannten Personen sind Bei¬ 
hilfen zu gewähren zu den Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit den in diesem Teil des Gesetzes 
geregelten Schadensfällen standen, soweit sie die 
zumutbare Belastung überstiegen. Den Eltern stehen 
diejenigen Personen gleich, die an deren Stelle die 
Betreuung des Kindes übernommen hatten. 

§ 16 

Verzinsung 

Die Kapitalentschädigung nach § 14 Abs. 2 ist ab 
Antragstellung mit sechs vom Hundert jährlich zu 
verzinsen. 

§ 17 

Erhöhung der Leistungen 

Stellt sich nach rechtskräftiger Bescheidung aller 
Antragsteller heraus, daß der in § 12 genannte Betrag 
durch die in § 14 Abs. 2, §§ 15 und 16 vorgesehe¬ 
nen Leistungen nicht ausgeschöpft wird, so wird die 
Kapitalentschädigung nach § 14 Abs. 2 durch Rechts¬ 
verordnung des Bundesministers für Jugend, Fa¬ 
milie und Gesundheit, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, entsprechend erhöht. 

§ 18 

Sonderregelung insbesondere für Auslandsfälle 

(J) Haben der Leistungsberechtigte oder seine ge¬ 
setzlichen Vertreter ihren Wohnsitz oder gewöhn¬ 
lichen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, so erhalten sie Leistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes nur dann, wenn sie 
vorher schriftlich erklären, daß sie auf die Geltend¬ 
machung etwaiger Ansprüche gegen die Firma 
Chemie Grünenthal GmbH, deren Gesellschafter, Ge¬ 
schäftsführer und Angestellte, die auf die Einnahme 
thalidomid-haltiger Präparate zurückgeführt werden, 
unwiderruflich verzichten. 

(2) Auf die Leistungen nach diesem Gesetz wer¬ 
den Zahlungen angerechnet, die wegen der Ein¬ 
nahme thalidomid-haltiger Präparate bereits von 
anderen möglicherweise Verantwortlichen geleistet 
worden sind. 

§ 19 

Gang des Verfahrens 

(1) Leistungen werden auf Antrag gewährt. 

(2) Eine aus fünf Mitgliedern bestehende Kom¬ 
mission, die beim Stiftungsvorstand einzurichten ist, 
entscheidet darüber, ob ein von diesem Teil des 
Gesetzes erfaßter Schadensfall vorliegt, und bewer¬ 
tet den Schaden nach Maßgabe der Richtlinien. 

(3) Der Vorsitzende der Kommission muß die Be¬ 
fähigung zum Richteramt haben; im übrigen setzt 
sich die Kommission aus medizinischen Sachverstän¬ 
digen verschiedener Fachbereiche zusammen. Bei 
Bedarf können mehrere Kommissionen eingerichtet 
werden. 
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(4) Die Milglieder der Kommission werden vom 
Stil tun gs rat bestellt. Die Vertreter der von diesem 
Teil des Gesetzes erfaßten Personen sind berechtigt, 
bezüglich der medizinischen Sachverständigen Vor¬ 
schläge zu machen. 

(5) Die Kommission hat in Zweifelsfällen vor ihrer 
Entscheidung zu der Frage, ob eine Fehlbildung im 
Sinne des § 13 vorliegt., eine gutachtliche Stellung¬ 
nahme einzuholen. Die Vertreter der von diesem 
Teil des Gesetzes erfaßten Personen sind berechtigt, 
Gutachter vorzuschlagen. 

(6) Der Stiftungsvorstand setzt auf Grund der 
Feststellungen der Kommission die Leistungen nach 
Maßgabe der Richtlinien fest. Er erteilt dem Antrag¬ 
steller einen begründeten, mit einer Rechtsmittel¬ 
belehrung versehenen Bescheid. 

§ 20 

Rechtsschutz 

(1) Gegen den Bescheid kann der Antragsteller 
innerhalb von drei Monaten nach Zustellung Wider¬ 
spruch erheben, über den der Stiftungsvorstand 
durch begründeten, mit einer Rechtsmittelbelehrung 
versehenen Bescheid entscheidet. 

(2) Gegen den Widerspruchsbescheid kann der 
Antragsteller binnen einer Notfrist von einem Mo¬ 
nat nach Zustellung Klage erheben. Die Klage ist 
auch zulässig, wenn über einen Antrag oder einen 
Widerspruch binnen angemessener Frist nicht ent¬ 
schieden ist. Ausschließlich zuständig ist das Land¬ 
gericht, in dessen Bezirk die Stiftung ihren Sitz hat. 

(3) Das Verfahren richtet sich nach den Vorschrif¬ 
ten der Zivilprozeßordnung. Der Rechtsstreit ist auf 
Antrag als Feriensache zu erklären. 

(4) Soweit die Stiftung ermächtigt ist, nach ihrem 
Ei messen zu handeln, kann die Klage nur darauf 
gestützt werden, daß die Entscheidung rechtswidrig 
ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
überschritten sind oder von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht worden ist. 

§ 21 

Behandlung von Leistungen nach diesem Gesetz 
bei der Anwendung anderer Gesetze 

(1) Leistungen nach diesem Teil des Gesetzes sind 
einkommensteuerfrei. Ansprüche auf solche Leistun¬ 
gen gehören nicht zum sonstigen Vermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes. 

(2) Bei der Ermittlung von Einkommen und Ver¬ 
mögen nach anderen Gesetzen, insbesondere dem 
Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl.I S. 815, 1875), dem Arbeitsförderungsgesetz 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgcsetzbl. I S. 582) und dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1205, 1875) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung, bleiben Leistungen nach diesem Gesetz 
außer Betracht. Für Renten gilt dies jedoch nur in 
Höhe des Betrages, den der Behinderte als Grund¬ 
rente erhalten würde, wenn er nach dem Gesetz 
über die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundes¬ 


versorgungsgesetz) vom 27. Juni 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 453) in der jeweils geltenden Fassung 
versorgungsberechtigt wäre. 

§ 22 

Verhältnis zu anderen Ansprüchen 

Verpflichtungen anderer, insbesondere Unter¬ 
haltspflichtiger und der Träger der Sozialhilfe oder 
anderer Sozialleistungen, werden — vorbehaltlich 
des § 21 Abs. 2 Satz 2 — durch dieses Gesetz nicht, 
berührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistun¬ 
gen anderer, auf die kein Anspruch besteht, dürfen 
nicht deshalb versagt werden, weil nach diesem 
Gesetz entsprechende Leistungen vorgesehen sind. 

§ 23 

Ausschluß von Ansprüchen 

(1) Etwa bestehende Ansprüche der in § 13 ge¬ 
nannten Personen gegen die Firma Chemie Grünen¬ 
thal GmbH, deren Gesellschafter, Geschäftsführer und 
Angestellte wegen eines von diesem Teil des Ge¬ 
setzes erfaßten Schadensfalles erlöschen. Dies gilt 
auch, soweit etwa bestehende Ansprüche kraft Ge¬ 
setzes, kraft Überleitung oder durch Rechtsgeschäft 
auf einen anderen übertragen worden sind. Bei 
Übertragung auf natürliche Personen und juristische 
Personen des privaten Rechts gilt zu deren Gunsten 
§ 14 Abs. 5 Satz 1 hinsichtlich der Kapitalentschädi¬ 
gung nicht, 

(2) Ansprüche, die den in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genann¬ 
ten Vertrag zur Grundlage haben, sind gegenstands¬ 
los. 

§ 24 

Behandlung anhängiger Rechtsstreitigkeiten 

Werden anhängige Rechtsstreitigkeiten über nach 
§ 23 erloschene Ansprüche für erledigt erklärt, so 
trägt jede Partei ihre entstandenen außergericht¬ 
lichen Kosten? Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

Teil III 

Institutioneile Förderung 

§ 25 

Finanzielle Ausstattung 

Für Maßnahmen nach diesem Teil des Gesetzes 
sind zunächst 50 Millionen Deutsche Mark zuzüglich 
der hierauf entfallenden Erträgnisse zu verwenden. 
Darüber hinaus sind für diesen Teil des Gesetzes 
Zuwendungen von dritter Seite (§ 4 Abs. 2) zu ver¬ 
wenden, soweit nicht der Zuwendende etwas ande¬ 
res bestimmt. 

§ 26 

FÖrderungsmaßnahmen 

Zur Erreichung des in § 2 Nr. 2 bezeichneten 
Zweckes kann die Stiftung 

1. Einrichtungen, die zur ärztlichen Behandlung, zur 

pflegerischen, heilpädagogischen oder vorschuli- 
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sehen Betreuung, zur schulischen oder beruflichen 
Ausbildung, zur Eingliederung in das Arbeits¬ 
leben oder zur Erholung Behinderter dienen, 
fördern; 

2. Einzelvorhaben der wissenschaftlichen Forschung 
oder der Erprobung von neuzeitlichen Behand¬ 
lungsmethoden fördern; 

3. die Erforschung, Erprobung und Durchführung 
von Maßnahmen zur Verhütung und Früherken¬ 
nung von Behinderungen fördern. 

§ 27 

Vergabeplan 

Der Stiftungsrat stellt mit Zustimmung des Bun¬ 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
jeweils für ein Geschäftsjahr einen Plan über die 
vorgesehenen Förderungsmaßnahmen und die hier¬ 
für anzusetzenden Mittel auf. über die Ausführung 
des Planes beschließt der Stiftungsrat. 


Teil IV 

Schlußvorschriften 

§ 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset¬ 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin, Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt in Kraft, sobald sichergestellt 
ist, daß die in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genannten Mittel der 
Stiftung in vollem Umfang zur Verfügung gestellt 
werden. Der Bundesminister der Justiz gibt den Tag 
des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 17. Dezember 1971 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 

Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
Kate Strobel 
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Verordnung 

über EWG Bauartgenehmigungen für Kontrollgeräte und Schaublätter 

Vom 15. Dezember 1971 


Auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b 
und Satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes in der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über das Fahrpersonal im Straßenver¬ 
kehr vom 30. März 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 277), 
wird nach Anhören der zuständigen obersten Lan¬ 
desbehörden verordnet: 

§ 1 

EWG-Bauartgenehmigimgen 

über EWG-Bauartgenehmigungen für Kontrollge¬ 
räte und Schaublätter nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 1463/70 vom 20. Juli 1970 (Amtsblatt der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften Nr. L 164 vom 27. Juli 
1970) entscheidet das Kraftfahrt-Bundesamt. Zustän¬ 
dig als Prüfstelle ist die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt in Braunschweig. Im übrigen gilt Ab¬ 
schnitt II der Verordnung über die Prüfung und 
Kennzeichnung bauartgenehmigungspflichtiger Fahr¬ 
zeugteile in der Fassung der Bekanntmachung 


vom 30. September 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 782), 
zuletzt geändert durch die Verordnung vom 16. No¬ 
vember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1614), entspre¬ 
chend, soweit die Verordnung (EWG) Nr. 1463/70 
nichts anderes bestimmt. 

§ 2 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 33 Abs. 2 des 
Kostenermächtigungs-Änderungsgesetzes vom 23. 
Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805) auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Bonn, den 15. Dezember 1971 


Der Bundesminister für Verkehr 
Georg Leber 
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Sechste Verordnung 

über das an/.u rechnende Einkommen nach dem Bundes Versorgungsgesetz 
(Anrechnungs-Verordnung 1972) 

Vom 17. Dezember 1971 


Auf Grund des § 33 Abs. 6, des § 33 a Satz 3, des 
§ 33 b Abs. 5 Satz 3, des § 41 Abs. 3 r des § 47 Abs. 2 
und des § 51 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Januar 
1967 (Bundesgesetzbh I S. 141, 180), zuletzt geändert 
durch das Dritte Gesetz über die Anpassung der Lei¬ 
stungen des Bundesversorgungsgesetzes vom 16. De¬ 
zember 1971 (Bundesgeseizbl, I S. 1985), wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Das anzurechnende Einkommen zur Feststellung 
der Ausgleichsrenten, der Ehegatten- und Kinderzu¬ 
schläge sowie der Elternrenten (§ 33 Abs. 1, § 41 
Abs. 3, § 47 Abs. 2, § 33 a Satz 3, § 33 b Abs. 5 und 
§ 51 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes) ergibt 
sich aus der dieser Verordnung als Anlage beige¬ 
gebenen Tabelle. Tn der Tabelle sind auch die nach 
Anrechnung des Einkommens zustehenden Beträge 
an Ausgleichsrente und Elternrente angegeben, die 
zustehende Elternrente jedoch nur insoweit, als 
kein Anspruch auf Erhöhungsbeträge nach § 51 
Abs. 2 oder 3 des Bundesversorgungsgesetzes be¬ 
steht. Besteht Anspruch auf mindestens einen Er¬ 
höhungsbetrag, so ist die zustehende Elternrente, 
ausgehend vom Gesamtbetrag der vollen Elternrente 
einschließlich des Erhöhungsbetrages, durch Abzie¬ 
hen des in der Tabelle angegebenen anzurechnenden 
Einkommens zu ermitteln. 

§ 2 

(1) Das Bruttoeinkommen ist vor Anwendung der 
Tabelle auf volle Deutsche Mark nach unten abzu¬ 
runden. 

(2) Treffen Einkünfte aus beiden Einkommens¬ 
gruppen im Sinne des § 33 Abs. 1 Buchstabe a des 
Bundesversorgungsgesetzes zusammen, so ist die 
Stufenzahl getrennt für jede Einkommensgruppe zu 
ermitteln; die Zusammenzählung beider Werte er¬ 
gibt die für die Feststellung maßgebende Stufenzahl. 

§ 3 

(1) Zur Feststellung des Ehegattenzuschlags oder 
von Kinderzuschlägen ist von der Stufenzahl, die für 
das tatsächliche Bruttoeinkommen angegeben ist, die 


Stufenzahl, von der an die entsprechende Ausgleichs¬ 
rente nicht mehr zusteht, abzuziehen; das Ergebnis 
ist die zur Feststellung maßgebende Stufenzahl. 

(2) Trifft ein Ehegattenzuschlag mit mindestens 
einem Kinderzuschlag zusammen, so ist zur Fest¬ 
stellung des Kinderzuschlags von dem nach Absatz 1 
ermittelten anzurechnenden Einkommen ein Betrag 
in Höhe des Ehegattenzuschlags abzuziehen; das 
Ergebnis ist das anzurechnende Einkommen im 
Sinne des § 33 b Abs. 5 Satz 3 des Bundesversor¬ 
gungsgesetzes. 

§ 4 

Soweit die Tabelle in einzelnen Versorgungsfäl¬ 
len nicht ausreicht, sind die Werte für jede weitere 
Stufenzahl wie folgt zu ermitteln: 

a) Zur Ermittlung des Bruttoeinkommens, bis zu 
dem die zu bildenden Stufen reichen, ist aus¬ 
gehend von den Werten der Stufe 100 bei Ein¬ 
künften aus gegenwärtiger Erwerbstätigkeit ein 
Betrag in Höhe von 8,20 Deutsche Mark und bei 
den übrigen Einkünften ein Betrag in Höhe von 
5,22 Deutsche Mark je Stufe hinzuzuzählen und 
das Ergebnis jeweils auf volle Deutsche Mark 
nach unten abzurunden. 

b) Zur Ermittlung des jeder Stufe zugeordneten Be¬ 
trages des anzurechnenden Einkommens ist aus¬ 
gehend von dem Wert bei Stufe 100 je Stufe ein 
Betrag in Höhe von 3,51 Deutsche Mark hinzu¬ 
zuzählen und das Ergebnis jeweils auf volle 
Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt zur Feststellung der in § 1 
genannten Leistungen, soweit die Ansprüche für 
Zeiträume im Kalenderjahr 1972 bestehen. 

§ 6 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des § 14 des 
Dritten Überleilungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgeseizbl. I S. 1) in Verbindung mit § 91 des 
Bundesversorgungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 7 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 


Bonn, den 17. Dezember 1971 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Anlage zu § 1 


Tabelle 

über das anzurechnende Einkommen und die zustehende Ausgleichs- und Elternrente 

Gültig für das Kalenderjahr 1972 


Einkünfte (brutto) 






Ausgleichsrenten 




Elternrenten 


1 


Anzurech- 











aus gegen- 



nendes 


Beschädigte mit einer MdE 

um 

1 





wärtiger 

übrige 

Stufenzahl 

Ein- 


l 

, 

! 







Erwerbs¬ 

tätigkeit 

Einkünfte 


kommen 

100 
v. H. 

: 90 

1 v. H. 

80 

! v. H. 

70 

| v. H. 

50, 60 
v. H. 

i Witwen 

Voll¬ 

waisen 

Halb¬ 

waisen 

! Eltern¬ 
paar 

Eltern¬ 

teil 

bis zu 

bis zu 




j 


I 







DM 

DM 


DM 

DM 

i DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

181 

79 

0 

0 

351 

311 

260 

215 

156 

210 

144 

104 

260 

176 

189 

84 

1 

3 

348 

308 

257 

212 

153 

207 

141 

101 

257 

173 

197 

89 

2 

7 

344 

304 

253 

208 

149 

203 

137 

97 

253 

169 

205 

94 

3 

10 

341 

301 

250 

205 

146 

200 

134 

94 

250 

166 

213 

99 

4 

14 

337 

297 

246 

201 

142 

196 

130 

90 

246 

162 

222 

105 

5 

17 

334 

294 

243 

198 

139 

193 

127 

87 

243 

159 

230 

110 

6 

21 

330 

290 

239 

194 

135 

189 

123 

83 

239 

155 

238 

115 

7 

24 

327 

287 

236 

191 

132 

186 

120 

80 

236 

152 

246 

120 

8 

28 

323 

283 

232 

187 

128 

182 

116 

76 

232 

148 

254 

125 

9 

31 

320 

280 

229 

184 

125 

179 

113 

73 i 

229 

145 

263 

131 

10 

35 

316 

276 

225 

180 

121 

175 

109 

69 

225 

141 

271 

136 

11 

38 

313 

273 

222 

177 

118 

172 

106 

66 

222 

138 

279 

141 

12 

42 

309 

269 

218 

173 

114 

168 

102 

62 

218 

134 

287 

146 

13 

45 

306 

266 

215 

170 

111 

165 

99 

59 

215 

131 

295 

152 

14 

49 

302 

262 

211 

166 

107 

161 

95 

55 

211 

127 

304 

157 

15 

52 

299 

259 

208 

163 

104 

158 

92 

52 

208 

124 

312 

162 

16 

56 

295 

255 

204 

159 

100 

154 

88 

48 

204 

120 

320 

167 

17 

59 

292 

252 

201 

156 

97 

151 

85 

45 

201 

117 

328 

172 

18 

63 

288 

248 

197 

152 

93 

147 

81 

41 

197 

113 

336 

178 

19 

66 

285 

245 

194 

149 

90 

144 

78 

38 

194 

110 

345 

183 

20 

70 

281 

241 

190 

145 

86 

140 

74 

34 

190 

106 

353 

188 

21 

73 

278 

238 

187 

142 

83 

137 

71 

31 

187 

103 

361 

193 

22 

77 

274 

234 

183 

138 

79 

133 

67 

27 

183 

99 

369 

199 

23 

80 

271 

231 

180 

135 

76 

130 

64 

24 

180 

96 

377 

204 

24 

84 

267 

227 

176 

131 

72 

126 

60 

20 

176 

92 

386 

209 

25 

87 

264 

224 

173 

128 

69 

123 

57 

17 

173 

89 

394 

214 

26 

91 

260 

220 

169 

124 

65 

119 

53 

13 

169 

85 

402 

219 

27 

94 

257 

217 

166 

121 

62 

116 

50 

10 

166 

82 

410 

225 

28 

98 

253 

213 

162 

117 

58 

112 

46 

6 

162 

78 

418 

230 

29 

101 

250 

210 

159 

114 

55 

109 

43 

3 

159 

75 

427 

235 

30 

105 

246 

206 

155 

110 

51 

105 

39 

0 

155 

71 

435 

240 

31 

108 

243 

203 

152 

107 

48 

102 

36 


152 

68 

443 

246 

32 

112 

239 

199 

148 

103 

44 

98 

32 


148 

64 

451 

251 

33 

115 

236 

196 

145 

100 

41 

95 

29 


145 

61 

459 

256 

34 

119 

232 

192 

141 

96 

37 

91 

25 


141 

57 

468 

261 

35 

122 

229 

189 

138 

93 

34 

88 

22 


138 

54 

476 

266 

36 

126 

225 

185 

134 

89 

30 

84 

18 


134 

50 

484 

272 

37 

129 

222 

182 

131 

86 

27 

81 

15 


131 

47 

492 

277 

38 

133 

218 

178 

127 

82 

23 

77 

11 


127 

43 

500 

282 

39 

136 

215 

175 

124 

79 

20 

74 

8 


124 

40 

509 

287 

40 

140 

211 

171 

120 

75 

16 

70 

4 


120 

36 

517 

293 

41 

143 

208 

168 

117 

72 

13 

67 

1 


117 

33 

525 

298 

42 

147 

204 

164 

113 

68 

9 

63 

0 


113 

29 

533 

303 

43 

150 

201 

161 

110 

65 

6 

60 



110 

26 

541 

308 

44 

154 

197 

157 

106 

61 

2 ! 

56 



106 

22 

550 

313 

45 

157 

194 

154 

103 

58 

0 

53 



103 

19 

558 

319 

46 

161 

190 

150 

99 

54 


49 



, 99 

15 

566 

324 

47 

164 

187 

147 

96 

51 


46 



96 

12 

574 

329 

48 

168 

183 

143 

92 

47 


42 



92 

8 

582 

334 

49 

171 

180 

140 

89 

44 


39 



89 

5 
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Einkünfte (Inulin) 

nus gegen¬ 
wärtiger übrige 

Erwerbs- Einkünfte 

Uügkeit 

bis zu bis zu 

DM DM 

i 

Si ub’n/.dhl 

Anzu rech¬ 
nendes 
Ein¬ 
kommen 

DM 

100 
v. H. 

DM 

Ausgleiehsrenten 

Beschädigte mit einer MdE um 

90 I 80 J 70 | 50, 60 

i v. H. ; v. H. v, H. ! v. H. 

1 ! ! 

j DM 1 DM DM . DM 

1 1 1 

i 

Witwen i 

DM 

Voll- | 
waisen 

DM 

Halb¬ 

waisen 

DM 

E Item ren len 

Eltern- Eitern¬ 
paar teil 

DM DM 

591 

340 

50 

175 

176 

136 

85 

40 

35 

1 

85 

1 

599 

345 

51 

179 

172 

132 

81 

36 

31 

81 

0 

607 

350 

52 

182 

169 

129 

78 

33 

28 

78 


615 

355 

53 

186 

165 

125 

74 

29 

24 

74 


623 

360 

54 

189 

162 

122 

71 

26 

21 

71 


632 

366 

55 

193 

158 

118 

67 

22 

17 

67 


640 

371 

56 

196 

155 

115 

64 

19 

14 

64 


648 

376 

57 

200 

151 

111 

60 

15 

10 

60 


656 

381 

58 

203 

148 

108 

57 

12 

7 

57 


664 

386 

59 

207 

144 

104 

53 

8 

3 

53 


673 

392 

60 

210 

141 

101 

50 

5 

0 

50 


681 

397 

61 

214 

137 

97 

46 

1 


46 


689 

402 

62 

217 

134 

94 

43 

0 


43 


697 

407 

63 

221 

130 

90 

39 



39 


705 

413 

64 

224 

127 

87 

36 



36 


714 

418 

65 

228 

123 

83 

32 



32 


722 

423 

66 

231 

120 

80 

29 



29 , 

X 

730 

428 

67 

235 

116 

76 

25 



25 

738 

433 

68 

238 

113 

73 

22 



22 


746 

439 

69 

242 

109 

69 

18 



18 


755 

444 

70 

245 

106 

66 

15 



15 


763 

449 

71 

249 

102 

62 

11 



11 


771 

454 

72 

252 | 

99 

59 

8 



8 


779 

460 

73 

256 ] 

95 

55 

4 

1 


4 



787 465 74 259 92 52 1 1 

796 470 75 263 88 48 0 0 

804 475 76 266 85 45 

812 480 77 270 81 41 

820 486 78 273 78 38 

828 491 79 277 74 34 

837 496 80 280 71 31 

845 501 81 284 67 27 

853 507 82 287 64 24 

861 512 83 291 60 20 

869 517 84 294 57 17 

878 522 85 298 53 13 

886 527 86 301 50 10 

894 533 87 305 46 6 

902 538 88 308 43 3 

910 543 89 312 39 0 

919 548 90 315 36 

927 554 91 319 32 

935 559 92 322 29 

943 564 93 326 25 

951 569 94 329 22 

960 574 95 333 18 

968 580 96 336 15 

976 585 97 340 11 

984 590 98 343 8 

992 595 99 347 4 

1 001 601 100 351 0 

1 009 606 101 354 

1 017 611 102 358 

1 025 616 103 361 

1 033 621 104 365 

1 042 627 105 368 

1 050 632 1.06 372 

1 058 637 107 375 
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Einkünfte 


«'! us gegen¬ 
wärtiger 
Erwerbs- 
tütigkeit 

bis zu 
DM 


1 066 
1 074 
1 083 
1 091 
1 099 
1 107 
1 115 
1 124 
1 132 
1 140 
1 148 
1 156 
1 165 
1 173 
1 181 
1 189 
1 197 
1 206 
1 214 
1 222 
1 230 
1 238 
1 247 
1 255 
1 263 
1 271 
1 279 
1 288 
1 296 
1 304 
1 312 
1 320 
1 329 
1 337 
1 345 
1 353 
1 361 
1 370 
1 378 
1 386 
1 394 
1 402 
1 411 
1 419 
1 427 
1 435 
1 443 
1 452 
1 460 
1 468 
1 476 
1 484 
1 493 
1 501 
1 509 
1 517 
1 525 
1 534 


(1) Ml Mo) 







Ausgleidisrenten 




Elternrenten 



Anzorcch- 
nandos 


Beschädigte mit einer MdE um 






übrige 

Ein kirn Mo 

Slufcnzdlil 

Ein¬ 

kommen 

100 
v. H, 


90 

v. H. 

80 

v. H. 

70 

v. H. 

50, 60 
v. H. 

Witwen 

Voll¬ 

waisen 

Halb¬ 

waisen 

Eltern¬ 

paar 

Eltern¬ 

teil 

bis zu 














DM 


DM 

DM 


DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 


642 

108 

379 

647 

109 

382 

653 

110 

386 

658 

111 

389 

663 

112 

393 

668 

113 

396 

674 

114 

400 

679 

135 

403 

684 

116 

407 

689 

117 

410 

694 

118 

414 

700 

119 

417 

705 

120 

421 

710 

121 

424 

715 

122 

428 

721 

123 

431 

726 

124 

435 

731 

125 

438 

736 

126 

442 

741 

127 

445 

747 

128 

449 

752 

129 

452 

757 

130 

456 

762 

131 

459 

768 

132 

463 

773 

133 

466 

778 

134 

470 

783 

135 

473 

788 

136 

477 

794 

137 

480 

799 

138 

484 

804 

139 

487 

809 

140 

491 

815 

141 

494 

820 

142 

498 

825 

143 

501 

830 

144 

505 

835 

145 

508 

841 

146 

512 

846 

147 

515 

851 

148 

519 

856 

149 

522 

862 

150 

526 

867 

151 

530 

872 

152 

533 

877 

153 

537 

882 

154 

540 

888 

155 

544 

893 

156 

547 

898 

157 

551 

903 

158 

554 

908 

159 

558 

914 

160 

561 

919 

161 

565 

924 

162 

568 

929 

163 

572 

935 

164 

575 

940 

165 

579 
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Einkünfte 

(brutto) 




aus gegen¬ 
wärtiger 
Orwerbs- 
tätigkeil 

| 

übrige 

Einkünfte 

Stufenzuhl 

Anzurech- , 
nemlcs i 
Ein¬ 
kommen j 

100 
v. H. 

bis zu 

DM 

bis zu 

DM 


DM 

DM 


Ausgleichsrenten 


Beschädigte mit einer MdE um 1 





90 

v. H. 

80 

v. H. 

| 

1 70 
! v. H. 

50, 60 
v. H. 

Witwen 

Voll¬ 

waisen 

Halb¬ 

waisen 


DM 

DM 

DM . 

DM 

DM 

DM 

DM 


Eiternrenten 


Eltern- Eltern- 

paar teil 


DM 


DM 


1 542 

945 

166 

582 

1 550 

950 

167 

586 

1 558 

955 

168 

589 

1 566 

961 

169 

593 

1 575 

966 

170 

596 

1 583 

971 

171 

600 

1 591 

976 

172 

603 

1 599 

982 

173 

607 

1 607 

987 

174 

610 

1 616 

992 

175 

614 
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